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Stellungnahme zur Sachlichen Teilfortschreibung des Regionalplanes für die 
Planungsregion Oberlausitz-Niederschlesien für die Windenergienutzung  
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
der BUND Sachsen unterstützt das Ziel, den Ausbau der Windenergie in der Planungsregion Oberlau-
sitz‑Niederschlesien zügig und verlässlich voranzutreiben und die gesetzlichen Flächenziele nach Wind-
energieflächenbedarfsgesetz (WindBG) und § 4a SächsLPlG fristgerecht zu erreichen. Zugleich ist es 
aus unserer Sicht unverzichtbar, bei der Flächenauswahl besonders sensible Räume – insbesondere 
Wälder mit Schutz‑ und Erholungsfunktionen, Kern‑ und Verbindungsflächen des großräumigen Bio-
topverbunds (einschließlich Vorrang‑ und Vorbehaltsgebieten Arten‑ und Biotopschutz, Zugvogelrast-
plätzen) – vorausschauend zu schonen und naturschutzfachliche Konflikte soweit möglich bereits auf 
Ebene der Regionalplanung zu minimieren.  

Der BUND Sachsen hat in seinem Positionspapier „Wind im Wald“ das Leitbild formuliert, dass Eingriffe 
in Waldgebiete die Ausnahme bleiben und im Umfang begrenzt und begründet sein müssen („Wald als 
ultima ratio“). Waldstandorte sollen jenseits klar definierter Ausschlussflächen nur dann für die Wind-
energienutzung in Anspruch genommen werden, wenn nachweislich keine ausreichend verträglichen 
Außenwald‑Standorte mehr zur Verfügung stehen. 

Wir begrüßen, dass der Regionale Planungsverband ein kohärentes Planungskonzept entwickelt, eine 
Strategische Umweltprüfung (SUP) durchgeführt und umfangreiche artenschutzfachliche Grundlagen in 
die Abwägung einbezogen hat. Vor diesem Hintergrund nehmen wir zum Entwurf der sachlichen Teil-
fortschreibung des Regionalplanes für das Kapitel 6.4 „Energieversorgung und erneuerbare Energien“ – 
Windenergie – wie folgt Stellung.  
 
1. Grundlegende Bewertung des Planungskonzeptes 

Der Entwurf setzt das verbindliche regionale Teilflächenziel von mindestens 1,3 % der Regionsfläche 
(mindestens 5.859,1 ha) durch die Ausweisung von 40 Vorranggebieten (VRG) für die Windenergienut-
zung mit insgesamt rund 5.965,5 ha um, von denen 38 VRG mit ca. 5.887,1 ha auf das Flächenziel anre-
chenbar sind. Das Planungskonzept mit Ausschlussbereichen, Öffnungsschritten und anschließender 
Einzelfallprüfung der Potenzialflächen ist grundsätzlich geeignet, das Flächenziel zu erreichen und Kon-
flikte zu strukturieren.  



 

 2 

Kritisch sehen wir, dass infolge der gesetzlichen Änderungen - insbesondere durch WindBG und die ent-
sprechende Novellierung des Raumordnungsrechts - die Begründungspflicht für nicht als VRG ausge-
wiesene Potenzialflachen entfällt und auf ein vollständig ausformuliertes gesamträumliches Planungs-
konzept im bisherigen Sinne verzichtet wird. Dies ist nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungs-
gerichts bei der neuen Rechtslage zulässig, erschwert aber eine transparente Kontrolle, ob Alternativ-
standorte außerhalb besonders sensibler Räume (Wald, hochwertige Landschaftsräume, Biotopver-
bund) hinreichend ausgeschöpft wurden. 

Aus Sicht des BUND Sachsen sollte der Regionalplan daher ergänzend erläutern, 

• nach welchen Kriterien Potenzialflächen außerhalb des Waldes bzw. außerhalb landschafts‑ und 
artenschutzsensibler Räume verworfen wurden und 

• wie sichergestellt wurde, dass vorrangig bereits vorbelastete Räume (Gewerbestandorte, Infra-
strukturnähe, Bergbaufolgelandschaften) genutzt werden, bevor Waldflächen in größerem 
Umfang geöffnet werden. 
 

2. Inanspruchnahme von Wald 
Mit Sorge nehmen wir zur Kenntnis, dass etwa 57 % der Gesamtfläche der VRG, rund 3.410,9 ha, in Wald 
liegen und dabei auch ca. 1.310,4 ha Wald mit besonderen Waldfunktionen betroffen sind. Zwar wird 
darauf hingewiesen, dass die dauerhaft versiegelte Fläche je Anlage nur ca. 3 % des für eine Anlage 
benötigten Raums ausmacht und Waldumwandlungen waldrechtlich zu genehmigen und auszugleichen 
sind. Aus naturschutzfachlicher Sicht bleibt jedoch festzuhalten, dass Wald als Lebensraum und Klima-
regulator im Raum funktional nicht beliebig ersetzbar ist. 

Das Plankonzept sieht eine stufenweise Öffnung bisheriger „Tabuzonen“ vor und nutzt insbesondere die 
Öffnung von Wäldern ohne gesetzlich vorgegebene Schutzfunktionen sowie von Wäldern mit „nur“ all-
gemeinen Waldfunktionen (Schritte 5 und 6). Hinzu kommt eine Öffnung von Teilen großflächiger Land-
schaftsschutzgebiete und regionaler Grünzüge, soweit diese primär Funktionen für Siedlungsklima oder 
Wasserschutz erfüllen (Schritte 7 und 8), und schließlich eine selektive Öffnung von Wald mit besonde-
rer Erholungsfunktion (Intensität II, Schritt 9).  

Aus Sicht des BUND Sachsen erscheint die Waldinanspruchnahme im Umfang von mehr als der Hälfte 
der VRG‑Fläche sehr hoch, zumal der Umweltbericht selbst darauf hinweist, dass Wald mit besonderer 
Klimaschutz‑ und Immissionsschutzfunktion (z.B. in EW 36 und EW 38) erheblich negativ betroffen ist.  

Wir regen daher an: 

• zu prüfen, ob alle Wald VRG systematisch dahingehend untersucht werden können, ob 
Flächenrücknahmen oder Zuschnittsreduzierungen möglich sind, wobei Vorrangflächen in Wald 
mit besonderen Klima , Immissionsschutz  oder Erholungsfunktionen und in Kernbereichen des 
Biotopverbundes (u.a. EW 36 und EW 38) als besonders konfliktbelastete Prüfkandidaten zu 
behandeln sind;  

• stärker zu prüfen, ob alternative VRG‑Erweiterungen in bereits vorbelasteten Offenlandberei-
chen (z.B. Gewerbeflächen‑Nähe, Bergbaufolgelandschaften) möglich sind, um den Waldanteil 
an der VRG‑Kulisse zu senken, 

• für verbleibende Wald‑VRG verbindliche qualitative Anforderungen (z.B. Nutzung bestehender 
Forstwege, Minimierung von Rodungsflächen, Schwerpunktsetzung auf Waldkategorien mit 
geringerer ökologischer Wertigkeit) klarer zu verankern, etwa durch entsprechende Festlegun-
gen oder Hinweise in den Steckbriefen. 
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3. Ausschlusskulissen, Prozessschutz und Biotopverbund 

Der BUND fordert in seinem Positionspapier zusätzliche Ausschlusskulissen für Wind im Wald, insbe-
sondere Prozessschutzflächen, Wildnisgebiete, naturnahe bzw. alte Wälder sowie weitere Schutzge-
biete, soweit ihr Schutzzweck durch Windenergienutzung gefährdet würde. Der Plan schließt zwar u.a. 
Naturschutzgebiete, Natura‑2000‑Gebiete, Naturwaldzellen, NWE‑Wald, Erholungswald sowie Wald mit 
besonderen Schutzfunktionen aus, öffnet aber große Bereiche normalen und funktionalen Waldes 
(SMEKUL‑Kategorien B/C) systematisch für VRG. 

Darüber hinaus kommt dem großräumigen Biotopverbund der Region eine zentrale Bedeutung zu, da er 
bedrohter Artenvielfalt letzte Rückzugsräume und Wanderkorridore bietet und sowohl aus hochwertigen 
Kernflächen als auch aus verbindenden Trittstein‑ und Korridorbereichen besteht. Die Ausweisung von 
Vorranggebieten in zentralen Achsen dieses Biotopverbundsystems sowie in regional ausgewiesenen 
Vogelzugkorridoren birgt das Risiko, die funktionale Durchgängigkeit zu beeinträchtigen und kumulative 
Beeinträchtigungen zusammen mit anderen Belastungen über die Erheblichkeitsschwelle zu heben. 

Wir sehen hier eine deutliche Diskrepanz zwischen den naturschutzfachlichen Leitplanken des BUND 
und der planerischen Umsetzung. Aus unserer Sicht sollte geprüft werden, 

• ob Prozessschutzflächen, naturnahe/alte Wälder und großräumige Biotopverbundachsen – 
unabhängig von ihrer formalen Schutzgebiets‑Kategorie – als harte Ausschlusskulisse definiert 
werden können. 

• ob Öffnungsschritte in regionalen Grünzügen mit primärer Biotopverbund‑Funktion zurückge-
nommen oder enger begrenzt werden können. 

• ob Vorranggebiete in zentralen Verbundachsen und regional bedeutsamen Vogelzugkorridoren 
(insb. EW 11, EW 12, EW 20, EW 26, EW 29, EW 30, EW 36) so reduziert oder verlagert werden 
können, dass die Durchgängigkeit und Leitfunktion dieser Strukturen erhalten bleibt. 

 
Unsere Forderung zielt auf eine besonders qualifizierte Begründungspflicht für jede Öffnung von Flächen 
in zentralen Biotopverbundachsen und Prozessschutzwäldern ab: Die Aufnahme solcher Flächen in die 
VRG-Kulisse sollte im Umweltbericht und in der Abwägung nachvollziehbar belegen, dass konfliktärmere 
Alternativen außerhalb dieser Strukturen nicht in ausreichendem Umfang zur Verfügung standen. Diese 
Anforderung entspricht dem allgemeinen Abwägungsgebot nach § 7 Abs. 2 ROG und stellt keine 
unzulässige Übersteuerung des Planungskonzepts dar. 
 
4. Flächenbegrenzung, Wiederaufforstung und Kompensationsstandard im Wald 
Das BUND‑Positionspapier verlangt zur Begrenzung der Waldinanspruchnahme konkrete quantitative 
Vorgaben, u.a. eine maximale Waldinanspruchnahme von 0,5 ha pro WEA – einschließlich Zuwegungen, 
Kranstellflächen und Lagerflächen – sowie eine mindestens 150 %ige Wiederaufforstung bzw. Kompen-
sation der in Anspruch genommenen Waldflächen durch naturnahen, standort‑ und klimagerechten 
Waldumbau. Diese Flächenbegrenzung soll sicherstellen, dass Zerschneidung, Bodenverdichtung und 
Versiegelung auf das notwendige Minimum beschränkt werden. 

Der Umweltbericht beschreibt demgegenüber, dass bei einem typischen Anlagenlayout die dauerhaft in 
Anspruch genommene Fläche im Wald etwa 3 % des „Raumbedarfs“ je Anlage ausmacht. Zugleich ver-
weist der Plan darauf, dass die Details der Vermeidungs‑, Minderungs‑ und Kompensationsmaßnahmen 
der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung nach § 14 ff. BNatSchG und der waldrechtlichen Genehmi-
gung nach § 9 BWaldG i.V.m. § 8 SächsWaldG vorbehalten bleiben, ohne selbst quantifizierte Obergren-
zen oder Mindeststandards zu definieren. 

Aus Sicht des BUND Sachsen sollte der Regionalplan hier nachschärfen. Wir regen an: 
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• die vorrangige Nutzung bestehender Forstwege für Erschließung und Kabeltrassen planerisch 
festzuschreiben und nur in begründeten Ausnahmefällen neue Wegetrassen zuzulassen, 

• in den Steckbriefen der Wald‑Vorranggebiete einen Zielwert für die maximale 
Waldinanspruchnahme je WEA festzulegen (z.B. 0,5 ha je Anlage einschließlich dauerhaft 
erforderlicher Zuwegungen und Bauflächen) und festzuschreiben, dass Abweichungen hiervon 
im Genehmigungsverfahren fachlich und technisch zu begründen sind; 

• für Wald VRG einen qualitativen Mindeststandard anzulegen, wonach in nachfolgenden 
Fachplanungen und Genehmigungen in der Regel ein Kompensationsniveau von mindestens 
150 % Wiederaufforstung bzw. gleichwertiger naturnaher Waldentwicklung (z.B. Aufwertung 
degradierter Waldbestände) angestrebt werden soll. Die konkrete Bemessung im Einzelfall 
bleibt der Eingriffsregelung nach Fachrecht vorbehalten, 

• klarzustellen, dass Kompensationsmaßnahmen vorrangig räumlich‑funktional in derselben 
Landschaftseinheit zu erbringen sind und Prozessschutz‑ bzw. naturnahe Wälder nicht als 
Kompensationsflächen für neue Eingriffe vorgesehen werden; 

• ergänzende Hinweise in den Steckbriefen (Anlage 1) zu den jeweils besonders sensiblen Wald-
funktionen und Waldbiotopen je VRG aufzunehmen. 

 
5. Landschaftsbild und Erholung 

Die Landschaftsbildbewertung des Landschaftsrahmenplans unterscheidet Räume mit „sehr hoher“, 
„hoher“ und „mittlerer“ Landschaftsbildqualität. Der Umweltbericht stellt selbst fest, dass zwar rund 
71 % der VRG‑Gesamtfläche in Räumen mit „mittlerer“ Bewertungsstufe liegen, aber 1 VRG einen als 
„sehr hoch“ bewerteten Raum (Umfeld der Königsbrücker Heide, EW 10) direkt betrifft und 29 VRG 
Räume mit hoher Landschaftsbildbewertung betreffen. 9 VRG überlagern die 3.750‑m‑Wirkzonen dieser 
hoch bis sehr hoch bewerteten Räume.  

Hinzu kommen erhebliche Auswirkungen auf unzerschnittene, verkehrsarme Räume (UZVR) mit insge-
samt ca. 3.188 ha Betroffenheit und auf Wälder mit besonderer Erholungsfunktion (ca. 626 ha in 10 VRG, 
mit einem Schwerpunkt von rund 320 ha im VRG EW 34). Der Umweltbericht kommt zu dem Ergebnis, 
dass erhebliche negative Auswirkungen auf Landschaftsbild und Erholung nicht ausgeschlossen 
werden können.   

Wir regen an: 

• VRG in oder direkt an „sehr hoch“ bewerteten Landschaftsräumen, insbesondere im Umfeld der 
Königsbrücker Heide (EW 10), nochmals kritisch zu prüfen und ggf. in Lage und Zuschnitt so zu 
verändern, dass die Kernbereiche dieser Landschaftsräume freigehalten werden, 

• VRG mit großflächiger Überlagerung von Wald mit besonderer Erholungsfunktion (insb. EW 34 
im LSG Westlausitz) erneut dahingehend zu prüfen, ob eine Verringerung der Flächentiefe oder 
eine Verlagerung auf stärker vorbelastete Teilräume möglich ist, 

• bei der Auswahl von Beschleunigungsgebieten sicherzustellen, dass diese nicht in Landschafts-
räumen mit sehr hoher bzw. hoher Landschaftsbildqualität und hoher Erholungsfunktion liegen, 
solange weniger sensible VRG zur Verfügung stehen. 

 
6. Nutzung der artenschutzfachlichen Grundlagen 

Der Plan stützt sich auf umfangreiche landesweite artenschutzfachliche Grundlagen (Vogelschutzwarte 
Neschwitz / hochfrequent), darunter Dichtezentren und Schwerpunktbereiche für 24 windenergiesen-
sible Vogelarten sowie für 10 Fledermausarten. Die Region beherbergt bedeutsame Vorkommen des 
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Seeadlers, des Rotmilans sowie des Schwarzmilans, die zu den in Anlage 1 BNatSchG (zu § 45b) gelis-
teten kollisionsgefährdeten und störungsempfindlichen Vogelarten zählen. 

Wir erkennen an, dass die artenschutzrechtlichen Verbote des § 44 BNatSchG und die artspezifischen 
Prüfbereiche nach § 45b BNatSchG auf der Genehmigungs- und Projektebene abschließend zu prüfen 
sind. Gleichwohl sollten Dichtezentren und Sensibilitätskulissen dort, wo mehrere hoch sensible Arten 
(z.B. Rotmilan, See-/Schwarzmilan, Kranich, windkraftsensible Fledermausarten) kumulativ betroffen 
sind, noch stärker als planungsleitende Restriktionen wirken - und zwar bereits auf Ebene der Regional-
planung und der Strategischen Umweltprüfung. 

Wir bitten daher um Prüfung: 

• ob einzelne VRG in Bereichen höchster Fledermaus‑Sensibilität (Kategorie C der Dichtezentren-
kombinationen) oder in zentralen Dichtezentren windenergiesensibler Vogelarten reduziert, ver-
schoben oder zugunsten konfliktärmerer Potenzialflächen aufgegeben werden können,  

• ob für VRG mit hohem Konfliktpotenzial (z.B. EW 18, EW 19, EW 26, EW 35, EW 39, EWRep 54) 
weitergehende Ausschluss‑ bzw. Einschränkungskriterien aus den artenschutzfachlichen 
Grundlagen abgeleitet werden können. 

• ob eine kumulative Betrachtung aller VRG vorgenommen wird, die in Dichtezentren oder Bio-
topverbundachsen liegen, um Summationswirkungen gemäß § 44 Abs. 5 BNatSchG bereits auf 
der Planungsebene zu erkennen und zu minimieren, 

• ob innerhalb einzelner VRG die Abgrenzung so nachgeschärft werden kann, dass hochwertige 
Biotope, Waldinseln oder Feuchtbereiche nicht als „umstellte Inseln“ von WEA umgeben werden, 
sondern entweder konsequent aus der VRG Kulisse herausgenommen oder die VRG Zuschnitte 
entsprechend angepasst werden. 

Soweit wir eine kumulative Betrachtung aller VRG in Dichtezentren und Biotopverbundachsen anregen, 
ist dem BUND bewusst, dass auf Ebene der Regionalplanung keine parzellengenauen 
artenschutzrechtlichen Prüfungen nach § 44 BNatSchG möglich. Unser Anliegen zielt auf eine 
grobmaßstäbliche Summationsabschätzung: Wenn mehrere VRG räumlich konzentriert in denselben 
Schwerpunktbereichen für Rotmilan, Seeadler oder windkraftsensible Fledermausarten liegen, sollte 
bereits auf Planungsebene qualitativ bewertet werden, ob die Gesamtheit dieser VRG die 
Funktionsfähigkeit der Dichtezentren strukturell gefährdet und ob daraus Anpassungsbedarfe für 
Zuschnitt oder Lage einzelner VRG resultieren. 
 
7. Beschleunigungsgebiete 

Mit der Ausweisung von 11 VRG als zusätzliche Beschleunigungsgebiete nach § 28 Abs. 2 ROG (u.a. 
EW 1, EW 2, EW 3, EW 4, EW 5, EW 16, EW 18, EW 19, EW 21, EW 31 sowie EWRep 52/54) nutzt der RPV 
die gesetzlichen Spielräume zur Verfahrensbeschleunigung. Der Umweltbericht weist zutreffend darauf 
hin, dass in Beschleunigungsgebieten die Prüf- und Begründungstiefe der artenschutzrechtlichen Ein-
zelfallprüfung reduziert wird und Konflikte primär über vorgelagerte Minderungsregeln aufgefangen wer-
den sollen.  

Wir weisen ausdrücklich darauf hin, dass § 28 Abs. 2 ROG die Ausweisung als Beschleunigungsgebiet 
gesetzlich ausschließt, soweit das betreffende VRG in Gebieten mit landesweit bedeutenden Vorkom-
men windkraftsensibler Vogelarten liegt (§ 28 Abs. 2 Nr. 2 ROG). Wir bitten den RPV zu prüfen, ob die 
ausgewiesenen Beschleunigungsgebiete - insbesondere EW 18, EW 19 und EWRep 54 - diesem gesetz-
lichen Ausschlusstatbestand unterfallen, und zwar vor dem Hintergrund der in den artenschutzfachli-
chen Grundlagen dokumentierten Dichtezentren für Rotmilan, Seeadler und Schwarzmilan sowie der 
Fledermaus-Sensibilitätskulissen. 
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Darüber hinaus halten wir es für sachgerecht, Beschleunigungsgebiete auf solche VRG zu konzentrieren, 
die: 

• nicht in oder am Rand hoch bewerteter Landschaftsräume und großflächiger Erholungsräume 
liegen;  

• keine oder nur geringe Überlagerung mit Dichtezentren und Sensibilitätskulissen windenergie-
empfindlicher Arten aufweisen;   

• nicht erheblich mit Waldflächen mit besonderen Klimaschutz‑, Immissionsschutz‑ oder Erho-
lungsfunktionen überlagert sind. 

Wir regen daher an, die Auswahl der Beschleunigungsgebiete unter diesen Gesichtspunkten zu überprü-
fen und ggf. einzelne Gebiete aus der Kategorie „Beschleunigungsgebiet“ herauszunehmen. 
 
8. Monitoring der Plandurchführung 

Der Umweltbericht beschreibt die voraussichtlich erheblichen Umweltauswirkungen des Plans und 
schichtet zahlreiche Prüfungspflichten auf die nachgelagerten Planungsebenen ab. § 8 Abs. 4 ROG 
verpflichtet den Planungsverband jedoch, die erheblichen Umweltauswirkungen der Plandurchführung 
aktiv zu überwachen. Der BUND Sachsen bittet daher, im weiteren Verfahren ein verbindliches Monito-
ring-Konzept zu entwickeln, das mindestens folgende Aspekte umfasst: 

• systematische Erfassung der tatsächlichen Inanspruchnahme von Wald- und Offenlandflachen 
je VRG und Anlagenstandort (Versiegelung, Zerschneidung, Waldumwandlung), 

• Beobachtung der Auswirkungen auf Dichtezentren windenergiesensibler Vogelarten (insb. Rot-
milan, Seeadler, Schwarzmilan) und Fledermausarten in den von VRG betroffenen Schwerpunkt-
gebieten, 

• Kontrolle der tatsächlich durchgeführten Kompensations- und Wiederaufforstungsmaßnahmen 
hinsichtlich Umfang, Art und Wirksamkeit, 

Die Ergebnisse des Monitorings sollten in einem angemessenen Turnus (z.B. alle fünf Jahre) veröffent-
licht und für eine etwaige Fortschreibung des Regionalplans nutzbar gemacht werden. 
 
9. Bedarf eines transparenten Kriterienkatalogs und einer Eignungskarte „Wind im Wald“ 

Dieser Abschnitt richtet sich nicht primär gegen den vorliegenden Planentwurf, sondern formuliert eine 
übergreifende Anregung für die künftige Planungspraxis im Freistaat Sachsen. Aus Sicht des BUND wäre 
ein landesweit abgestimmter Kriterienkatalog sowie eine evidenzbasierte, farblich abgestufte 
Flächeneignungskarte für ‚Wind im Wald‘ sinnvoll, um potenziell geeignete, eingeschränkt geeignete und 
ungeeignete Waldflächen für Windenergie transparent zu unterscheiden. Der vorliegende Entwurf des 
Regionalplanes arbeitet bereits mit einer differenzierten internen Kulisse (Ausschlussbereiche, 
Öffnungsschritte 1–9, Kategorisierung der Potenzialflächen in vier Stufen), legt diese Differenzierung 
aber im Wesentlichen textlich und im Umweltbericht dar. Eine eigenständige, für Öffentlichkeit und 
Vorhabenträger leicht verständliche „Eignungskarte Wald“ fehlt bislang. 
Der BUND regt daher an, die bereits vorhandene interne Differenzierung künftig in eine landesweit 
abgestimmte, evidenzbasierte und für die Öffentlichkeit gut verständliche Eignungskarte Wald zu 
überführen und bittet den Regionalen Planungsverband, diese Anregung an die zuständigen 
Landesstellen (Landesplanungsbehörde, SMEKUL) heranzutragen und bei weiteren Fortschreibungen 
der Regionalplanung zu berücksichtigen. 
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Wir regen an: 

• den verwendeten Kriterienrahmen für Waldstandorte (u.a. Waldfunktion, Schutzstatus, Arten-
schutzsensibilität, Landschaftsbild, Erholung) zu einem expliziten Kriterienkatalog „Wind im 
Wald“ zusammenzufassen; 

• diesen Kriterienkatalog gemeinsam mit dem Freistaat Sachsen und weiteren Planungsregionen 
als Baustein für eine landesweite Eignungsstrategie weiterzuentwickeln; 

• ergänzend zur VRG‑Karte eine Eignungskarte „Wind im Wald“ zu veröffentlichen, die die unter-
schiedliche Eignung von Waldflächen (z.B. in einem Ampelsystem) visualisiert und so Transpa-
renz und Akzeptanz erhöht. 

 
10. Hinweis zu grenzüberschreitenden Auswirkungen 

Der Umweltbericht prüft im Rahmen der SUP auch grenzüberschreitende erhebliche 
Umweltauswirkungen auf Polen, die Tschechische Republik und Brandenburg. Der BUND nimmt diese 
Prüfung zustimmend zur Kenntnis. Wir regen ergänzend an, im weiteren Verfahren sicherzustellen, dass 
insbesondere VRG in Grenznähe zu Polen – soweit sie in Landschafts- oder Biotopverbundstrukturen 
liegen, die grenzüberschreitend bedeutsam sind – mit den zuständigen polnischen Behörden im 
Rahmen der grenzüberschreitenden Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 60 UVPG explizit rückgekoppelt 
werden. Dies gilt insbesondere für VRG, die im Einflussbereich von Natura-2000-Gebieten mit 
grenzüberschreitender Bedeutung (z.B. Grenzfluss-Lebensraumtypen, Zugkorridore) liegen. Eine 
frühzeitige bilaterale Abstimmung kann spätere Konflikte im Genehmigungsverfahren vermeiden und 
die Rechtssicherheit des Regionalplans stärken. 
 
Schlussbemerkungen 

Der BUND Sachsen erkennt an, dass der Regionale Planungsverband Oberlausitz‑Niederschlesien mit 
der vorliegenden Teilfortschreibung einen anspruchsvollen gesetzlichen Auftrag unter hohem Zeitdruck 
bearbeitet und ein konsistentes Planungskonzept entwickelt hat, das den Windenergieausbau in der 
Region substantiell ermöglicht. Gleichwohl sehen wir insbesondere bei der hohen Inanspruchnahme von 
Wald, bei VRG in Landschaftsräumen mit hoher Landschaftsbild‑ und Erholungsfunktion sowie bei der 
planerischen Nutzung der artenschutzfachlichen Dichtezentren noch erheblichen Optimierungsbedarf.  

Wir bitten daher, die vorgebrachten Hinweise im weiteren Planungsverfahren zu berücksichtigen und 
prüfen zu lassen, inwieweit die VRG‑Kulisse – bei gleichbleibender Zielerreichung von 1,3 % – durch 
stärkere Konzentration auf bereits vorbelastete Räume, durch Reduktion einzelner Wald‑ und Land-
schaftsbild‑sensibler VRG und durch eine konsequentere Nutzung der artenschutzfachlichen Grundla-
gen konfliktärmer gestaltet werden kann. In diesem Sinne versteht sich diese Stellungnahme ausdrück-
lich nicht als grundsätzliches Infragestellen des Windenergieausbaus, sondern als Beitrag zu seiner 
naturverträglichen und rechtssicheren Ausgestaltung in der Planungsregion.  
 
Wir bitten um weitere Beteiligung im Verfahren. 
 
Mit verBUNDenen Grüßen 

Helen Garber 
Landesgeschäftsführerin 


